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Beirat Obervieland  Freie Hansestadt Bremen 
14. Legislaturperiode 2011-2015  Ortsamt Obervieland 
  Tel.: 361 -  3518 
                                                         

Niederschrift 

über die 27. öffentliche Sitzung des Beirates Obervieland 
am Dienstag, den 01.04.2014 um 19.30 Uhr 

im Bürgerhaus Gemeinschaftszentrum Obervieland (BGO), 
Alfred-Faust-Str. 4, 28279 Bremen 

Anwesende:  

‚ Beiratsmitglieder: Frau Becker, Frau Blumstengel, Herr Fabian, Frau Graue-Loeber, Herr 
Markus, Herr Munier, Herr Peters, Herr Sachs, Herr Sager, Frau Scharff, Herr Stehmeier, 
Herr Wilkens, Herr Winter (Es fehlten: Herr Böhrnsen, Herr Schmidt, Herr Wiedau und 
Herr Frese) 

‚ Frau Welwarsky und Herr Mohr (SUBV, Ref.34), Frau Stief (Deichverband am linken We-
serufer), Herr Dr. Viebrock-Heinken (SUBV, Ref. 21), Herr Krämer (SUBV, Ref. 71), Herr 
Darge und Herr Dammeyer (Firma WPD) 

‚ Bürgerinnen und Bürger 
‚ Sitzungsleitung und Protokoll: Herr Arndt 
 

Herr Arndt begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung um 19:30 Uhr. 

TOP 1 Genehmigung der Tagesordnung 

Fgt"Vciguqtfpwpiurwpmv"ãWpvgtjcnvwpi"fgt"It“dgpÐ"yktf"xqtig¦qigp"wpf"kuv"lgv¦v"VQR"50 

Fgt"Vciguqtfpwpiurwpmv"ãIgpgjokiwpi"fgt"PkgfgtuejtkhvgpÐ"yktf"iguvtkejgp."fc"fkg"Pke-

derschriften noch nicht vorliegen.  

TOP 2 Wünsche und Anregungen der Bürgerinnen und Bürger 

Eine Bürgerin trägt die Forderungen der Bürgerinitiative gegen die Bebauung des Friedhofs-

erweiterungsgeländes Huckelriede vor und überreicht dazu ein Flugblatt.. Der Beirat nimmt 

die Forderungen zur Kenntnis und verweist auf die Zuständigkeit des Beirats Neustadt.  

 

Ein Bürger bittet um Sachstandsmitteilung zum Unfallbrennpunkt Habenhauser Brückenstra-

ße / Zufahrt zum Werder-Karree. 

Der Sprecher des Fachausschusses Verkehr erklärt dazu, dass diese Problematik in der 

nächsten Ausschusssitzung behandelt werden soll.    
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TOP 3 Unterhaltung der Gräben und Durchlässe (Verrohrungen) 

Der Beiratssprecher berichtet, dass das Umweltressort bereits vor 1 ½ Jahren über die man-

gelhafte Unterhaltung der Gräben und Durchlässe im Bereich Wolfskuhle / Krimpelweg in-

formiert worden sei. Dennoch seien die Mängel bislang immer noch nicht behoben worden.   

 

Herr Mohr teilt mit, dass die Reinigung der Gräben und Durchlässe zu den Anliegerpflichten 

gehöre, d. h. es seien neben dem Amt für Straßen und Verkehr auch private Anlieger ver-

pflichtet. Die zuständigen Stellen seien auch auf ihre Unterhaltungspflicht hingewiesen wor-

den, mit der Aufforderung, dieser nachzukommen. 

. 

Frau Welwarski ergänzt, dass ihre Behörde nach dem Wassergesetz zuständig sei, ihre Be-

hörde aber  Prioritäten setzen müsse. Oberste Priorität habe zurzeit die Deicherhöhung. 

Gleichwohl würden in dieser Sache entsprechende Anordnungen erlassen. 

 

Ein Bürger weist darauf hin, dass durch die mangelhafte Unterhaltung der Gräben bei 

Starkregenereignissen die Keller volllaufen würden.  Ein weiterer Bürger berichtet, dass die 

Verrohrung unter der Kattenturmer Heerstraße teilweise schon seit 2008 verstopft sei. Es 

fühle sich aber niemand zuständig, weder das Amt für Straßen und Verkehr (ASV), noch der 

Deichverband.  

 

Frau Stief vom Deichverband meint, dass das tatsächliche Problem im Kleingartengebiet 

Wolfkuhle zu finden sei. Das System funktioniere nicht mehr und es stünden auch keine Mit-

tel bereit, um dagegen etwas zu unternehmen.  

 

Der Beiratssprecher erklärt, dass es hier ganz klare Reinigungspflichten gebe und die Prob-

lematik den Behörden lange bekannt sei.    

Der Beirat beschließt einstimmig: 

 
ãFgt"Dgktcv"Qdgtxkgncpf"hqtfgtv"fgp"Ugpcvqt"h¯t"Woygnv."Dcw"wpf"Xgtmgjt"cwh."wpxgt¦¯inkej"
mit der Säuberung der Verrohrungen unter Straßen und der Gräben, die sich an städtischen 
Grundstücken befinden, zu beginnen. 
Zusätzlich soll der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr eine langfristige, nachhaltige Pla-
pwpi"¦wt"U“wdgtwpi"fgt"It“dgp"wpf"Xgttqjtwpigp"xqtngigp0Ð 
  

TOP 4 Änderung des Flächennutzungsplans (Windkraftanlagen in Arsten) 

Mit einer Präsentation (Anlage 1) stellen Herr Krämer und Herr Dr. Viebrock-Heinken das 

Steuerungskonzept für die Windenergienutzung im Außenbereich dar.  
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Aus dem Beirat wird dazu vorgetragen: 

 

1. Der Abstand zur Wohnbebauung sei zu gering.  Die WHO fordere beispielsweise ei-

nen Mindestabstand von 2 km. Im übrigen Bundesgebiet seien sonst 1,5 km üblich. 

2. Durch die Windkraftanlagen würden weitere Lärmquellen geschaffen an einem 

Standort, der bereits durch den Lärm der Autobahn erheblich vorbelastet sei.  

3. Der Erholungscharakter der Grünflächen werde durch die Windkraftanlagen zerstört.  

4. Der Schattenwurf der Windkraftanlagen führe ebenfalls zu einer Belästigung der 

Wohnbevölkerung.  

5. Die Windkraftanlagen müssten aus Sicherheitsgründen genügend Abstand von der 

Autobahn halten. 

6. Der Beirat habe wegen des noch bestehenden Klärungsbedarfs gefordert, die Errich-

tung von Windkraftanlagen in Arsten zunächst aus dem Flächennutzungsplan her-

auszunehmen. Die Bürgerinnen und Bürger seien daher zu recht erbost, wenn sie 

quasi mit vollendeten Tatsachen konfrontiert würden. 

 

Herr Krämer weist darauf hin, dass aus dem Flächennutzungsplan kein Rechtsanspruch auf 

Errichtung einer Windkraftanlage hergeleitet werden könne. Auch könnten die Anlagen im 

Ergebnis durchaus auch kleiner und leiser sein.  

 

Die Vertreter des Projektentwicklers WPD, Herr Darge und Herr Dammeyer, stellen die kon-

kreten Planungen für den Standort vor. Die Präsentation ist in der Anlage beigefügt (Anlage 

2). 

 

Die beiden Vertreter des Projektentwicklers betonen, dass die Anlagen so geplant würden, 

als sei die Autobahn als zusätzliche Lärmquelle nicht vorhanden. Es müssten die Grenzwer-

te von 35 dB(A) im Wohngebiet eingehalten werden. Bei einer Überschreitung müssten die 

Anlagen gedrosselt oder abgeschaltet werden. 

Bezüglich der Problematik des Schattenwurfs stellen sie fest, dass die tatsächliche Schat-

tenwurfdauer der Anlage nach den Vorgaben der Bund-Länder-Kommission durch eine Ab-

schaltautomatik auf 8 Stunden pro Jahr und 30 Minuten am Tag begrenzt sei.  

 

Der Beirat beschließt einstimmig,  die in dem Entwurf des Flächennutzungsplans festgesetz-

ten Vorranggebiete für Windkraftanlagen in Arsten abzulehnen (Beschlusstext Anlage 3).   
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TOP 5 Mitteilungen des Ortsamtes 

Nachstehende Termine werden mitgeteilt: 

‚ 24.04.2014 gemeinsame Sitzung FA Bau & Umwelt und FA Verkehr  

‚ 29.04.2014 Einwohnerversammlung zum Planfeststellungsverfahren A 281  

‚ 13.05.2014 nächste Beiratssitzung  

 

Herr Arndt beendet die Sitzung um 22:45 Uhr.  

   
Bremen, den 09.07.2014  
 

 

  

 
Sitzungsleitung und Protokoll  Beiratssprecher 
Arndt  Markus 
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Steuerungskonzept für die Windenergienutzung 
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Ausgangssituation: 

Grundsatz: Privilegierung von Windenergieanlagen im Außenbereich 
nach § 35 Baugesetzbuch 

Ein Vorhaben ist dann nicht zulässig, soweit hierfür 
ãfwtej"Fctuvgnnwpigp"È"ko"Hn“ejgppwv¦wpiurncp"gkpg"Cwuygkuwpi 
ap"cpfgtgt"Uvgnng"gthqniv"kuv0Ð"*Vorranggebietsdarstellung) 

Darstellung von 10 Vorrangflächen im Flächennutzungsplan Bremen 
durch Änderungsverfahren im Mai 2001 

Aktueller Bestand: 
56 Windenergieanlagen werden derzeit betrieben 
2 weitere Windenergieanlagen sind bereits genehmigt 
2 Windenergieanlagen befinden sich im Genehmigungsverfahren 
durchschnittl. Jahresertrag 173 Mio. (193 Mi.) kWh/J.  

Klimaschutzziele des Landes Bremen: 
(Klimaschutz- und Energieprogramm 2020 vom 15.12.2009) 
Stromertrag aus Windenergie bis zu 284 Mio. kWh/J. bis 2020 
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Methodische Vorgehensweise: 

Flächendeckende Vorgehensweise im gesamten Stadtgebiet in Form 
einer Restriktionsanalyse nach einheitlichen Kriterien 
̇ Gleichbehandlungsgrundsatz 
̇ Transparenz des Verfahrens 

 

ãjctvgÐ"Cwuuejnwuumtkvgtkgp 
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist aus rechtlichen und 
tatsächlichen Gründen nicht möglich 
 
ãygkejgÐ"Cwuuejnwuumtkvgtkgp 
Die Errichtung von Windenergieanlagen soll aus stadtplanerischen 
Gründen nicht erfolgen (Bauleitplanerische Abwägung!) 
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Methodische Vorgehensweise: 

1.Schritt:  stadtweite Prüfung; Ausschlusskriterien, die an keiner 
  Stelle der Stadt unterschritten werden sollen 

2.Schritt: vertiefte Prüfung der im ersten Schritt 
  nicht ausgeschlossenen Bereiche; Ausschlusskriterien werden 
  jeweils auf den zu überprüfenden Bereich angewendet 

3. Schritt: auf die geeigneten Flächen werden im Einzelfall die 
  definierten Abwägungskriterien angewendet 
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Ausschlusskriterien 
Schritt 2 Schritt 1 
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Flächen, die sich nach Anwendung der Ausschlusskriterien grundsätzlich 
für die Errichtung von Windenergieanlagen eignen 

Nächster Schritt Abwägung der Einzelflächen  





11 11 

Anwendung der Abwägungskriterien bei der Einzelfläche 
hier: Fläche 13, Arsten 



12 12 

Schritt 4: Darstellung der Vorrangflächen 
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und neue Standorte im 
Flächennutzungsplan-Entwurf 
Stand: 2/2014 

Stadtwaldsee,  
1 Anlage 

Bultensee, 
1 Anlage 

Mahndorf, 
5? Anlagen 

Mahndorf/Arberger 
Marsch, 3? Anlagen 

Arsten, 3? 
Anlagen 

Strom,AHZ       
1 Anlage 



15 15 

Vorranggebiet Arsten 













21 21 

Verfahren der Neuaufstellung 



22 22 

Öffentliche Auslegung bis 15. April ggf. Fristverlängerung 

Zwischenbericht zum Konsultationsprozess Windenergie 
an die Deputation im Juli 

bis Sept. 2014 Auswertung der Anregungen aus der  
öffentlichen Auslegung sowie 
der Stellungnahmen aus der TÖB-Beteiligung 

Abwägung und Beschluss des Flächennutzungsplans durch 
Deputation und Stadtbürgerschaft vorauss. Nov. 2014 









29 .06 .2011 4



29 .06 .2011 5

Schallquelle 
Lautstärke  

in Dezibel 

Kampfflugzeug 110-140 dB 

Schmerzschwelle 134 dB 

Gehörschäden bei 

kurzfristiger Einwirkung 

120 dB 

Presslufthammer/ Diskothek 100 dB 

Gehörschäden bei 

langfristiger Einwirkung 

85 dB 

Hauptverkehrsstr.,  

sehr lautes Schnarchen 

80 - 90 dB 

Pkw 60 - 80 dB 

TV (Zimmerlautstärke) ca. 60 dB 

Sprechender Mensch 

(normale Unterhaltung) 

40 - 60 dB 

Sehr ruhiges Zimmer 20 - 30 dB 

Leises Blätterrauschen, 

ruhiges Atmen 

10 dB 

Baubauungstyp 

Nächtliche Grenzwer te 

für  Windkraftanlagen 

[Lautstärke in Dezibel] 

Industriegebiet 70 dB 

Gewerbegebiet 50 dB 

Dorf und Mischgebiet 45 dB 

Allgemeines Wohngebiet 
40 dB 

Reines Wohngebiet  35 dB 



29 .06 .2011 6



29 .06 .2011 7



29 .06 .2011 8



29 .06 .2011 9



29 .06 .2011 1 0



29 .06 .2011 1 1



29 .06 .2011 1 2



29 .06 .2011 1 3



29 .06 .2011 1 4



29 .06 .2011 1 5



29 .06 .2011 1 6



29 .06 .2011 1 717 





29 .06 .2011 1 919 









29 .06 .2011 2 32 F o t o s : w i k i p e d i a



29 .06 .2011 2 4

2

F o t o : S c h i k o r a



29 .06 .2011 2 5





 

  

Ortsamt Obervieland 
 

 Freie 
Hansestadt 
Bremen 

Bremen, den 02.04.2014 

 

B e s c h l u s s 

des Beirats Obervieland  

zur Änderung des Flächennutzungsplans (Windkraftanlagen in Arsten) 

 
Der Beirat Obervieland hat in seiner öffentlichen Sitzung am 01.04.2014 einstimmig beschlossen: 
 

1. Feststellung 

Aus den Unterlagen der öffentlichen Auslegung des Entwurfes zur Änderung des Flächennutzungs-
plan Bremen (Bearbeitungsstand: 31.01.2014) gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ist zu entnehmen, dass 
nach dem Planungstand weiterhin auf einen Teil der landwirtschaftlichen Fläche in Arsten südlich der 
Autobahn (Änderungsnummer: 232_808) die Möglichkeit der Errichtung von Windkraftanlagen geben 
sein soll. 
 
Der Beirat Obervieland hatte sich am 14.05.2013 im Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung mit 
den derzeit geplanten Änderungen befasst und zu der Ausweisung von Standorten zur Errichtung 
von Windkraftanlagen Änderungsbeschlüsse gefasst. Diese wurden dem Ressort übermittelt. 
 
Auch hatte der Beirat die Priorität seines Beschlusses mit dem Hinweis, dass bei Nichtberücksichti-
gung seines Beschlusses die Nichteinigung im Sinne des § 11 des Gesetzes über Beiräte und Orts-
ämter gegeben ist, deutlich herausgestellt. 
 
Aus der Begründung der jetzt im Rahmen der öffentlichen Auslegung veröffentlichen Unterlagen 
(Stand 20.02.2014) hat der Beirat entnommen, dass sein Einwand im Rahmen der frühzeitigen Betei-
ligung gegen die Nutzungsausweisung der Fläche zur Errichtung von Windkraftanlagen wie folgt be-
handelt wurde: 
 

Behandlung: Anregung wird nicht gefolgt 
 
Antwort: Eine umfangreiche Prüfung naturschutzrechtlicher Belange findet im Rahmen der Er-
stellung des Windenergiekonzepts statt. Anhand von Abstandskriterien (Lärm, optische Beein-
trächtigung) und planerischen und naturschutzrechtlichen Ausschlusskriterien wurden die im 
Windkraftkonzept dargestellten Vorranggebiete im Außenbereich räumlich abgegrenzt. 
Das Windkraftvorranggebiet Arsten wurde dadurch bestätigt und im Zuschnitt konkretisiert. 
Die Anwendung weiterer Kriterien über das Windkraftkonzept hinaus (wie in der Stellungnah-
me eingefordert) wäre ggf. Bestandteil des konkreten Genehmigungsverfahrens 

 
 
Die in der zitierten Antwort in Klammern gesetzten Abstandskriterien (Lärm, optische Beeinträchti-
gung) sind, wie aus Begründung des Flächennutzungsplan Bremen 2025, dem Anhang zur Begrün-
dung, der Deputationsvorlage Nr. 18/349 (S) und der PowerPoint Präsentation der Technologie Ent-



wicklungen & Dienstleistungen GmbH zu entnehmen ist, oberflächlich und einseitig zu Gunsten der 
Machbarkeit beurteilt worden. 
 
Der Beirat Obervieland hat sich in einer Sondersitzung am 01.04.2014 erneut mit der geplanten Än-
derungen/Ausweisungen befasst und festgestellt, dass seine Änderungsbeschlüsse vom 14.05.2013, 
die im Rahmen der Trägerbeteiligung dem Ressort übermittelt wurden, hinsichtlich der Ausweisung 
von Standorten zur Errichtung von Windkraftanlagen nicht vollständig berücksichtigt sind. 
 
Der Beirat stellt daher für seine Beteiligung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Ortsgesetzes über Beiräte und 
Ortsämter fest, dass für das Vorhaben der Ausweisung einer Fläche in Bremen Arsten für die Errich-
tung von Windenergieanlage mit der Bezeichnung Fortl. Nr. 808 Ortsteil-Nr.: 232 Änderungs-
Nummer 232_808 das Einvernehmen nach § 11 Abs. 1 nicht gegeben ist.  

2. Antrag 

Der Beirat beantragt daher die Beratung der Angelegenheit gemäß § 11 Abs. 4 in der Stadtbürger-
schaft. 

3. Einwendung: 

Unter Berücksichtigung des im Rahmen der öffentlichen Auslegung gegebenen Planungsstandes er-
hebt der Beirat Obervieland zusätzlich folgende Einwendung: 
 
Die gewählte Fläche in Arsten für die Errichtung von Windkraftanlagen hat nicht den für die Lärmmin-
derung und der Vermeidung der optischen und psychischen Beeinträchtigung erforderlichen Abstand 
zur nächstliegenden benachbarten Wohnbebauung.  
 
Lärmschutz 
 
Der Abstand zur Wohnbebauung im angrenzenden Wohngebiet nördlich der Autobahn ist für die na-
türliche/physikalische Schallminderung nicht ausreichend. 
 
Aus den Unterlagen zum Flächennutzungsplan und der PowerPoint Präsentation der Technologie 
Entwicklungen & Dienstleistungen GmbH ist zu entnehmen, dass auf der planerisch verbliebenen 
Vorrangfläche zwei Windkraftanlagen vorgesehen sind, die beim Betrieb jeweils Lärm (Emissionen) 
mit einem Pegel von 104 dB(A) erzeugen. 
 
Die für die Wohnbebauung in der Nachbarschaft geltenden Immissions-Richtwerte nach der TA Lärm 
können beim Betrieb solcher Anlagen an den nächstgelegenen Häusern in den benachbarten Wohn-
gebieten theoretisch (rechnerisch) nur erreicht werden, wenn Î wie in den Unterlagen dargestellt Î 
die Geräusche der Autobahn als vorherrschende Fremdgeräusch messtechnisch erfasst und einge-
rechnet werden. 
 
Dieser Weg ist nach der TA Lärm jedoch nur zulässig, wenn es sich um gleichartige Geräusche (Ge-
räusche mit gleichem Ton- bzw. Frequenzspektrum) handelt. 
 
Nicht berücksichtigt bei dieser Beurteilung wurden jedoch die erforderlichen Zuschläge für Ton-, In-
formations- und Impulshaltigkeit. 
 
Auch die Abgabe tieffrequenter Geräusche wurde nicht berücksichtigt. 
 
Autobahngeräusche (auf und abschwellende Geräusche unterschiedlicher Frequenz) und Geräusche 
von Windkraftanlagen (Geräusch mit gleich bleibender Frequenz und Stärke) unterscheiden sich in 
der Geräuschcharakteristik erheblich und sind daher deutlich vom menschlichen Gehör zu unter-
scheiden. 
 



Die Berücksichtigung von Autobahngeräuschen allein aus der Betrachtung der Überlagerung ist da-
her nach der TA Lärm unzulässig. 
 
Unter Berücksichtigung eines an der Nabe einer Windkraftanlage gegebenen Emissionspegels 
von104 dB(A) ergeben sich Î wie die nachfolgenden tabellarische Berechnung zeigt Î bei einer 
Schallpegelverringerung von 6 dB(A) durch Abstandsverdopplung ausreichende Abstände für die 
nachts geltenden Lärmrichtwerte nach der TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet (=40 dB) bei ei-
nem Abstand von ca. 1000 Metern und für ein reines Wohngebiet (=35 dB) bei einem Abstand von 
ca. 1400 Metern. Die geringsten Abstände betragen jedoch 420 Meter. 

 Abstand 
in  m 

Schallpegel  
in dB 

 

Schallpegel  
in dB 

 

Schallpegel  
in dB 

      0,5 100 
 

103 
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1 94 
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4 82 
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Optische und psychische Beeinträchtigung 

 
Auch die optische Beeinträchtigung, bei der sich der im Süden der Wohnbebauung gelegene Stand-
ort besonders nachteilig auswirkt, hat aufgrund der geringen Abstände zu den benachbarten Wohn-
gebieten und der Nabenhöhen einer optisch bedrängenden Wirkung durch Schattenwurf, als auch 
durch die ständig wahrnehmbare Drehbewegung eine physische Belastung zur Folge. 
 
Die Vermeidung des Schattenwurfes bei einer Windkraftanlage mit einer Gesamthöhe von 180 m 
(130 m Narbenhöhe und 100 m Rotordurchmesser) unter Berücksichtigung des Sonnenstandes ei-
nes Jahres am 21.06. ein Abstand von 800 m und 21.12. ein Abstand von 1400 m im Mittel 1100 m 
erforderlich ist. 
 
Dieser Abstand ist bei den vorgesehenen Flächen zu den benachbarten Wohnbauflächen nicht ge-
geben. 
 

4. Zusammenfassung 

 
Da bei der gewählten Fläche für die Errichtung von Windkraftanlagen der erforderliche Abstand zum 
nächstliegen benachbarten Wohnbebauung nicht eingehalten werden kann, fordert der Beirat Depu-
tation und Bürgerschaft auf, die nach dem Entwurf des Flächennutzungsplanes vorgesehene Ände-
rung nicht zu beschließen. 
  



 

5. Anhang zum Beschluss 

Ablehnung der Vorranggebiete für Windkraftanlagen in Arsten 

Der Beirat Obervieland bekräftigt im Grundsatz seine ablehnende Haltung zur geplanten Ausweisung 
eines Vorranggebietes für Windkraftanlagen südlich der A1 im Flächennutzungsplan 2025 vom Mai 
2013 und lehnt auch die zwischenzeitlich (geringfügig) modifizierten Flächenplanung ab. Sollte gegen 
den erklärten Willen des Beirats weiterhin an diesen Planungen festgehalten werden, wird entspre-
chend §11 Abs. 4 Beirätegestz vom Beirat eine Behandlung dieses Themas durch die Stadtbürger-
schaft gefordert.     

   
Der Beirat Obervieland bekennt sich zu dem Ziel einer nachhaltigen Energiegewinnung und -nutzung. 
Es ist unstrittig, dass die Nutzung von Windenergie hierzu einen wichtigen Beitrag leisten kann. Aus 
folgenden Gründen hält der Beirat Obervieland die vorgeschlagene Fläche jedoch diesbezüglich für 
insgesamt nicht geeignet: 

 
1. Die möglichen Abstände zu betroffenen Wohngebieten mit potentiell mehreren hundert betroffe-

nen Anwohnern wären sehr gering und deutschlandweit als unterdurchschnittlich zu bezeichnen. 
Diese niedrigen Abstände bergen ein erhöhtes Risiko von Beeinträchtigungen durch Lärm, Schat-
tenwurf/Reflexionen (Nordlage!), optisch bedrängender Wirkung und möglicherweise auch durch 
Infraschall. 

2. Gesetzliche Grenzwerte könnten - so weit heute bereits definiert (TA Lärm)  - wahrscheinlich nur 
bei einer suboptimalen technischen Auslastung und einem erhöhten technischen Aufwand einge-
halten werden. 

3. Das betroffene Gebiet gehört durch Autobahn- und Fluglärm bereits heute zu den besonders 
stark vorbelasteten Arealen in der Stadt Bremen.. 

4. Der Bau von Windkraftanlagen widerspricht daher an dieser Stelle dem Anspruch des Lärmakti-
qpurncpu"*Okpkocn¦kgn<"ãXgtuejngejvgtwpigp"gpvigigpyktmgpÐ+ 

5. Das Gebiet zwischen Wadeacker See und Ahlker Dorfstraße ist im Flächennutzungsplan unter 
dem Qdgtdgitkhh"ãtwjkigt"UvcfvtcwoÐ"cnu"ãUvcfvqcugÐ"mncuukhk¦kgtv"yqtfgp0"Fgt"cpiguvtgdvg"Gtjo-
lungswert steht im Konflikt mit den geplanten Windkraftanlagen. 

6. Der Beirat wehrt sich gegen eine möglicherweise drohende Einschränkung des Sportbetriebs an 
der Egon-Kähler Str. durch Schattenwurf vor allem im Winterhalbjahr und verweist auf erhebliche 
Investionen die dort getätigt wurden bzw. evtl  noch getätigt werden sollen (Stichwort Kunstra-
senplatz). Untersuchungen zu Auswirkungen auf die Hundesportabteilung liegen nicht vor. 

7. Bereits (mindestens) seit 1968 ist die für Windkraftanlagen vorgesehene Fläche wesentlicher Be-
standteil des dortigen Landschaftsschutzgebietes. Die Errichtung von Masten aller Art ist dort 
grundsätzlich unzulässig. Der Beirat hält das Landschaftsbild unverändert für schützenswert, 
verweist auf den nicht zu unterschätzenden Erholungswert und vermisst im Flächennutzungspla-
nentwurf eine nachvollziehbare Interessensabwägung. 

8. Das Gebiet ist im Flächennutzungsplan ebenso auch als Überschwemmungsgebiet vorgesehen. 
Angesichts einer zu erwartenden Zunahme von Extremwetterlagen teilt der Beirat nicht die Auf-
fassung der Behörde, dass abweichend von §78 Wasserhaushaltsgesetz, eine Bebauung mit 
Windkraftanlagen als völlig unproblematisch einzustufen ist, und verweist auf entsprechende Re-
gelungen in anderen Bundesländern (z. B. NRW)



Das geplante Windkraftvorranggebiet ist integraler Bestandteil des ökologisch wertvollen Bremer 
Grünlandringes. Abweichend von den Aussagen im Anhang zum Flächennutzungsplan haben 
Anwohner vor Ort durchaus eine nennenswerte Anzahl schützenswerter Vogelarten, insbesonde-
re auch von Bodenbrütern beobachten können. Hier sind negative Auswirkungen durch die soge-
nannte Scheuchwirkung zu erwarten. 

9. Da bestimmte Vogelarten Windkraftanlagen meiden, erschwert der Bau solcher Anlagen die 
Schaffung hochwertiger Biotope in Ochtumnähe, wie dies zumindest die Gemeinde Weyhe in 
Form von Ausgleichsflächen bislang beabsichtigt hat. 

10. Die Ausweisung von Flächen für Windkraftablagen ohne Einvernehmen mit der Nachbargemein-
de widerspricht dem auf Seite 6 im Flächennutzungsplan formulierten Ziel, dass Bremen eine 
Stadt in guter Nachbarschaft mit der Region sein möchte. Der Beirat Obervieland legt großen 
Wert auf ein gedeihliches Miteinander mit seinen niedersächsischen Nachbargemeinden. 

11. Obwohl im Einzelfall offenbar durch die Flugsicherung tolerierbar, sieht der Beirat Obervieland ein 
nicht ganz unkritisches Spannungsfeld zwischen nahegelegenem Flughafen und den Windkraft-
anlagen. Der Beirat Obervieland kritisiert, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine Aussa-
gen zur zukünftigen Ausgestaltung des Luftraums für Kleinflugzeuge / Sichtflugbetrieb vorliegen. 

 
Schlussbemerkung: 
In Zeiten in denen viele Fragen immer mehr global diskutiert werden, ist es Î gerade in einem Stadt-
staat Î ein Anachronismus die Planung, den Bau und den Betrieb von Windkraftanlagen nicht zumin-
dest bundeslandübergreifend zu organisieren. Trotz einer positiven Grundeinstellung zur Energie-
wende im Allgemeinen und zur Nutzung der Windenergie im Speziellen wird eine notwendige Akzep-
tanz in weiten Teilen der Bevölkerung so nur sehr schwer zu erreichen sein.  
 
 
Im Auftrag 

 
-Arndt- 
 
 
 
 


